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Beamtenrecht/ Beamtenversorgungsrecht

Pensionierung von Beamtinnen und Beamten mit
Schwerbehinderung

Regelaltersgrenze (§§ 25 BeamtStG, 33 HBG)

Bis zum 31. Dezember 2010 traten hessische Beamtinnen und Beamte mit dem Ende des Mo-
nats, in dem sie das 65. Lebensjahr vollendet hatten, in den Ruhestand. Mit dem 1. Dienst-
rechtsmodernisierungsgesetz (1. DRModG) setzte die hessische Landesregierung ihr Vorhaben
zur „Pension mit 67“ um. Seit dem 1. Januar 2011 wird die Regelaltersgrenze stufenweise an-
gehoben. Die Anhebung gilt ab Jahrgang 1947. Ab dem Jahrgang 1964 gilt die Regelaltersgren-
ze 67. Für die Regelaltersgrenze nach dem Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) i.V.m. dem Hessi-
schen Beamtengesetz (HBG) gilt daher übergangsweise folgende Tabelle:

Geburtsjahr Anhebung
um Monate

Altersgrenze

Jahr Monat

1947 1 65 1

1948 2 65 2

1949 3 65 3

1950 4 65 4

1951 5 65 5

1952 6 65 6

1953 7 65 7

1954 8 65 8

1955 9 65 9

1956 10 65 10

1957 11 65 11

1958 12 66 0

1959 14 66 2

1960 16 66 4

1961 18 66 6

1962 20 66 8

1963 22 66 10

Lehrkräfte im öffentlichen Schuldienst bis einschließlich Jahrgang 1963 treten zum Ende des
Schulhalbjahres nach Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand (§ 33 Abs.2 Nr.1

HBG). Also zum 31. Juli oder zum 31. Januar eines Jahres. Ab Jahrgang 1964 bereits zum Ende
Monats.
Im Hochschulbereich gilt für wissenschaftliches und künstlerisches Personal mit Lehrverpflich-
tung das Ende des Semesters (§ 35 Abs.2 Nr.2 HBG).
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Überschreiten der Regelaltersgrenze bis 70 Jahre (§ 34 HBG)

Seit dem 1. Januar 2004 ist es in Hessen möglich, auf Antrag länger im aktiven Beamten-
verhältnis zu bleiben. Seit dem 1. Januar 2011 gibt es diese Möglichkeit bis zur Vollendung des
70. Lebensjahres. Voraussetzung ist jedoch, dass ein dienstliches Interesse vorliegt. Die Ver-
schiebung des Ruhestandbeginns wird jeweils für maximal ein Jahr ausgesprochen.

Antragaltersgrenze (§ 35 S.1 Nr. 1 HBG)

Beamtinnen und Beamte mit anerkannter Schwerbehinderung haben darüber hinaus die Mög-
lichkeit, auf ihren Antrag ab Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand versetzt zu
werden. Man nennt dies auch „Inanspruchnahme der Antragsaltersgrenze“.

Eine Schwerbehinderung liegt bei einem Grad der Behinderung (GdB) von mindestens 50 vor.
Ein niedrigerer GdB mit oder ohne Gleichstellung genügt nicht.

Bei Lehrkräften an öffentlichen Schulen kann die Versetzung in den Ruhestand nur zum Ablauf
des letzten Monats eines Schulhalbjahres erfolgen (§ 35 S.2 HBG). Unserer Auffassung nach
kann dies nur für Lehrkräfte gelten, die sich nicht in einer Beurlaubung befinden. Dies sehen
allerdings das Hessische Kultusministerium und bisher auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit
anders.

Für den Antrag auf Versetzung in den Ruhestand zur Inanspruchnahme der Antragsaltersgrenze
gibt es keine gesetzliche Frist. Mit der Einführung des Lebensarbeitszeitkontos für Lehrkräfte
(LAK) durch die Verordnung vom 29. Januar 2010 wurde jedoch im Rahmen der dazu erlasse-
nen Richtlinien bestimmt, dass der Antrag spätestens neun Monate vor dem gewünschten Ruhe-
standseintritt zu stellen ist. Dies kann aber nur für die Lehrkräfte gelten, die Stunden aus dem
LAK oder die Vorgriffsstunde im letzten Halbjahr vor der Pensionierung abbauen, Im Übrigen
sollte die im Schul- und Hochschulbereich übliche „Sechs-Monats-Frist“ eingehalten werden.
Ob ein danach „verspäteter Antrag“ ohne weitere Begründung abgelehnt werden kann, erscheint
aber fraglich. Bei Mitgliedern der Schulleitung ist jedoch denkbar, dass Anträge abgelehnt wer-
den können, die nicht wenigstens mit einer Frist von einem Jahr gestellt werden.

Die Beamtin/ der Beamte „kann“ in den Ruhestand versetzt werden. Dies bedeutet, die Pensio-
nierung könnte aus dienstlichen Gründen abgelehnt werden. Der Landesrechtsstelle sind aber
keine Ablehnungsfälle bekannt.

Versorgungsabschlag

Die Höhe des Ruhegehalts richtet sich nach der zurückgelegten, ruhegehaltfähigen Dienstzeit
und der letzten Besoldung.
 Näheres kann den Informationen aus der Landesrechtsstelle „Beamtenversorgung – Berechnung
leicht(er) gemacht“ und „Einstieg für Einsteiger“ entnommen werden.

Auch bei Beamtinnen und Beamten mit Schwerbehinderung, die vor der für ihr Geburtsjahr
geltenden „Altersgrenze“ in den Ruhestand versetzt werden, wird von dem sich daraus ergeben-
den Ruhegehalt ein Versorgungsabschlag abgezogen (§ 14 Abs.3 Nr.1 HBeamtVG). Bis zum 31.
Dezember 2010 galt, dass diese Beamtinnen und Beamte einen Abschlag in Kauf nehmen muss-
ten, wenn sie vor dem 63. Geburtstag in den Ruhestand versetzt wurden. Auch wenn durch die
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes die Anhebung der Antragsaltersgrenze für Beamtin-
nen und Beamte mit Schwerbehinderung von 60 Jahren auf 62 Jahre verhindert werden konnte,
blieb es bei den Verschlechterungen im Bereich des Versorgungsrechts. In Zukunft wird der
Versorgungsabschlag nicht mehr nur bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres, sondern bis zur
Vollendung des 65. Lebensjahres berechnet. Der maximale Abschlag beträgt weiterhin 10,8 %.
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Für Beamtinnen und Beamte bis einschließlich Jahrgang 1951 bleibt es dabei, dass die Be-
rechnung des Abschlags nur bis zum Ende des Monats erfolgt, in dem das 63. Lebensjahr voll-
endet wird (§ 80 Abs.1 Nr.1 HBeamtVG).

Für die Jahrgänge ab 1952 gilt folgende Übergangsregelung (§ 80 Abs.1 Nr.2 HBeamtVG):

Geburtsdatum bis Lebensalter

Jahr Monat

31.01.1952 63 1

29.02.1952 63 2

31.03.1952 63 3

30.04.1952 63 4

31.05.1952 63 5

31.12.1952 63 6

31.12.1953 63 7

31.12.1954 63 8

31.12.1955 63 9

31.12.1956 63 10

31.12.1957 63 11

31.12.1958 64 0

31.12.1959 64 2

31.12.1960 64 4

31.12.1961 64 6

31.12.1962 64 8

31.12.1963 64 10

Ab dem Jahrgang 1964 erfolgt die Berechnung bis 65.

Der Versorgungsabschlag beträgt 3,6 % pro Jahr, gerechnet bis zum Ende des Monats, in dem
die „versorgungsrechtliche Altersgrenze“ vollendet wird. Der maximale Versorgungsabschlag
beträgt jedoch 10,8 %.

Beispiel zur Berechnung des Versorgungsabschlages

Geburtsdatum: 28.11.1955

Vollendung des 60. Lebensjahres 27.11.2015

Versetzung in den Ruhestand mit Ablauf 31.01.2016

„Altersgrenze“ für Versorgungsabschlag 31.08.2019

Zeitdifferenz vom 01.02.2016 bis 31.08.2019 = 3 Jahre 7 Monate = 3,58 Jahre
3, 58 X 3,6 % (Versorgungsabschlag) = 12,89 %, max. 10.80%

Andere Versorgungsabschläge gelten bei einer vorzeitigen Pensionierung wegen Dienstunfähigkeit.
Nähere Ausführungen können der Information „Vorzeitige Pensionierung wegen Dienstunfähigkeit“
entnommen werden. Die dort aufgeführten Versorgungsabschläge und Übergangsregelungen gelten auch
für dienstunfähige schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte.
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